APOSTOLOS TASSIKAS

Dispositives Recht
und Rechtswahlfreiheit

als Ausnahmebereiche der
EG-Grundfreiheiten

Max-Planck-Institut
fiir ausldndisches und internationales
Privatrecht

Studien zum ausldndischen
und internationalen Privatrecht

114
I

Mohr Siebeck



Studien zum auslidndischen und internationalen Privatrecht
114

Herausgegeben vom

Max-Planck-Institut fir auslandisches
und internationales Privatrecht

Direktoren:

Jiirgen Basedow, Klaus J. Hopt und Reinhard Zimmermann

ARTIBUS
IN







Apostolos Tassikas

Dispositives Recht und
Rechtswahlfreiheit
als Ausnahmebereiche
der EG-Grundfreiheiten

Ein Beitrag zur Privatautonomie, Vertragsgestaltung
und Rechtsfindung im Vertragsverkehr
des Binnenmarkts

Mohr Siebeck



Apostolos Tassikas, geboren 1973; Studium Rechtswissenschaften in Athen und Mainz;
1996 LL.M. (Frankfurt); 2002 Promotion in Frankfurt; seit 1997 zugelassener Anwalt in
Athen; seit 2002 als europdischer Rechtsanwalt (,, Digikoros*) in Frankfurt niedergelas-
sen.

978-3-16-158453-4 Unverénderte eBook-Ausgabe 2019
ISBN 3-16-148281-6
ISSN 0720-1147 (Studien zum auslédndischen und internationalen Privatrecht)

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbiblio-
graphie; detaillierte bibliographische Daten sind im Internet iiber hrtp:/dnb.ddb.de
abrufbar.

© 2004 Mohr Siebeck Tiibingen.

Das Werk einschlieBlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschiitzt. Jede Verwertung
auflerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Ver-
lags unzulissig und strafbar. Das gilt insbesondere fiir Vervielfiltigungen, Ubersetzun-
gen, Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen
Systemen.

Das Buch wurde von Gulde Druck in Tiibingen auf alterungsbestéindiges Werkdruck-
papier gedruckt und von der Buchbinderei Held in Rottenburg gebunden.


Vanessa.Ibis
Typewritten Text
978-3-16-158453-4 Unveränderte eBook-Ausgabe 2019


Vanessa.Ibis
Typewritten Text

Vanessa.Ibis
Typewritten Text


Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2002 von der rechts-
wissenschaftlichen Fakultit der Johann Wolfgang Goethe-Universitit
Frankfurt/M. als Dissertation angenommen.

Fiir die Druckfassung konnten noch Rechtsprechung und (insbesondere)
deutschsprachiges Schrifttum bis August 2002 beriicksichtigt werden.

Meinem verehrten Doktorvater Prof. Dr. Manfred Wolf bin ich zu tiefs-
tem Dank verpflichtet. Er hat die Bearbeitung des Themas sowie mein In-
teresse an den Problemen der Wirtschaftstransaktionen im europdischen
Binnenmarkt angeregt und mich stets in vielfiltiger Weise wissenschaft-
lich und personlich gefordert. Herrn Prof. Dr. Eckard Rehbinder danke ich
nicht nur fiir die ziigige Erstellung des Zweitgutachtens. Seine kritischen
Bemerkungen haben fiir eine spannende Disputation gesorgt.

Fiir die Annahme in die Schriftenreihe danke ich Herrn Prof. Dr. Jiirgen
Basedow. Ebenso verpflichtet bin ich Frau Irene Heinrich (Hamburger
Max-Planck-Institut flir ausldndisches und internationales Privatrecht) fiir
ihre redaktionelle Hilfe. Herrn RA Thorben Sundstrém hat die Endfassung
kritisch und mit Sorgfalt gelesen und fiir die Druckvorlage korrigiert. Da-
fiir gilt ihm, wie allen Kollegen und Freunden, die mir als unermiidliche Ge-
sprichspartner zahlreiche Anregungen gegeben und mich vor Irrwegen be-
wahrt haben, mein besonderer Dank.

Insbesondere danken mdochte ich allen Freunden, die iiber ihre Hilfsbe-
reitschaft und Unterstiitzung in meinem Forschungs- und Universititsalltag
hinaus, wihrend meines Forschungsaufenthaltes Frankfurt fiir mich zu ei-
nem zweiten Zuhause gemacht haben.

Meinen Forschungsaufenthalt hat die groBziigige Hilfe des griechischen
staatlichen Stipendientrigers (I.LK.Y.) wesentlich erleichtert, wofiir ich
auch ihm gegeniiber sehr verpflichtet bin.

Die Arbeit widme ich meinen Eltern, Maria und Dimitrios, fiir ihre
langjahrige und vielseitige Unterstiitzung und Férderung.

Frankfurt, August 2002 Apostolos D. Tassikas






Inhaltsverzeichnis

AbKUrzungsverzeichnis ...

§ 1 EINICITUNE ..ot cereeeeesese s eessseesasssesesse e esese e nasnes
1. Zum Gegenstand der Untersuchung — Eingrenzung ..........ccccocvrveceiiviinnnicn
II.  Zum Aufbau und Gang der Untersuchung
III. Zur Bedeutung der Fragestellung bzw. zu ihrer praktischen Relevanz ...............

Erster Teil:
Dispositives Recht und Rechtswahlfreiheit als Ausnahmebereiche der
Grundfreiheitenkontrolle bei grenziiberschreitenden Vertrigen im
Binnenmarkt

Abschnitt 1:.
Die Rechtswahlfreiheit als Ausnahmebereich der Grundfreiheiten und als
Umgehung des beschriankenden zwingenden Rechts

§ 2 Die Rechtswahlméglichkeit im Sinne des Alsthom Atlantique-Urteils.
[hre Rolle und ihre Grenzen bei der Vertragsgestaltung im Binnen-

I. Die materiellrechtliche Verweisung im Sinne des Alsthom Atlantique-Urteils.
II. Die Rechtswahlfreiheit als Rechtssicherheit im Vertragsverkehr des Binnen-
IATKES .t et a et

III. Besondere Rechtswahlgestaltungen aus der Sicht der hM. ...
1. Stillschweigende bzw. konkludente Rechtswahl: Bewusste Gestaltungs-
MOBHCHKEIL? ...

2. Teilrechtswahl und Vertragsspaltung (dépegage) als Argumente fiir die
BLML et e

3. Rechtswahl im Prozess als Argument fiir die h.M. ....ccocovvrvinvnvnicccies

4. Spezielle Formen der Rechtswahlgestaltung: Betrachtung aus der Sicht

AT NV e e

IV. Rechtswahleinschrinkungen: Reduzierte Bedeutung des Alsthom Atlantique-
UIBILS oot et s

1. Binnensachverhalte und auBerstaatliche Regelwerke bzw. lex mercatoria .....

2. Zwingende Sonderanknipfingen ..........c.c.ceveirrrercremeenneecrererecreerersesssnnns

3. Sonderankniipfungen der Eingriffsnormen — Ordre public ..........ccocccoviniiinen

V. ZWIiSChENEIZEDNIS .....c.ovvimiiiiiiiniiieiiriirntceenen et et e et seeneen

B e

11
12

13
14

15

16
17

18



VIII Inhalisverzeichnis

§ 3 Die Rechtswahlfreiheit als Umgehungsmoglichkeit des zwingenden,

freiheitswidrigen Rechts bei den Vertragsverhandlungen ....................
I. Die Rechtswahlfreiheit bei den Vertragsverhandlungen: Informationsbeschaf-
fung, Kosten und Verhandlungsgleichgewicht bei der Auswahl des anwend-
DAren RECHES ..cccvvviiiiiiiiiiiecc ettt ettt e eaes

1. Misslungene Rechtswahlgestaltung und Fehlschlagen der Rechtswahl ...........

a) ,Passive” kollisionsrechtliche Vertragsgestaltung: Unterlassen einer
RECHtSWAN] ...ttt

(1) Die Schwierigkeiten der Ankniipfung an die charakteristische Leis-

(2) Die Ausweichklausel der ,,engeren* Verbindung mit einem anderen
STAAL ..t
b) ,,Aktive kollisionsrechtliche Vertragsgestaltung und ihre Vereitelung
bzw. Fehlschlagen ...
(1) Missachtung der ausdriicklichen Rechtswahl .............cccccoveevnneaene
(2) Unterstellte bzw. ,aufgezwungene™ Rechtswahl .........

(3) Die Vereitelung einer stillschweigenden Rechtswahl ........

(4) Die Schwierigkeiten einer Teilrechtswahl bzw. dépecage ........ .
(5) Die Probleme einer nachtréglichen Rechtswahl vor Gericht ............
aa) Die nachtrigliche Rechtswahl als Losung fiir eine freiheitskon-
forme Vertragsgestaltung .........c.cooceevvvreereininerecene e
bb) Rechtswahl im Gerichtsprozess .
(6) Die Gefahr der lex fori: Ihre willkiirliche Anwendung zulasten der
Rechtswahl ......coooiiiiiiicccr e s
(7) Komplikationen der Rechtswahlgestaltung durch eine (Schieds-)
Gerichtsstandsklausel ..........c.cocoevecrereinncienr e
(8) Negative Rechtswahl ..........cccoooiiiiinmmiiinnevccererrcenens
2. Das ,Privileg®, das anwendbare Recht bestimmen zu konnen: ,Rechts-
wahlmOgLChKEIt ... ..o
a) Einbeziehung der Rechtswahlvereinbarung in den Vertrag und ihre
TIANSPATENZ ..covivviviiiiirii ittt s
b) Informationsgefille und Parteiwille bei der Bestimmung des anwendba-
PEN RECHLS ...oiiiiiciiiee sttt nene
¢) Klarstellung des iibereinstimmenden Rechtswahlwillens ............c.........
d) Angemessener Interessenausgleich der Rechtspositionen der Parteien ...
e) Trigt die Rechtswahl des Herkunftslandrechts zur Ausrdumung der Be-
SChrankungen bei? ........cocccovrrvnivecrinrcerr s
II. Kann die Rechtswahl den Verkehr von Beschrankungen entlasten? Die Prob-
1EMASPEKLE ....vvviiiiiiicic e b s
1. Der Aspekt der Drittbeziehungen ...
2. Die Anwendung von zwingenden Normen bzw. die Wirksamkeitserforder-
nisse in der gewihlten Rechtsordnung ..........c.cocceevvemenccrierecccicccnnencnnnnee
a) Die unvermeidliche Anwendung von zwingenden Sachnormen .............
b) Die Wirksamkeitserfordernisse in der gewahlten Rechtsordnung ...........
3. Der , Irrtum* der ,,weniger belastenden Rechtsordnung® und deren Auswahl ..
4. Die Rechtswahlfreiheit als ,,Gemeinschaftsphilosophie® und allgemeine
UmgehungsmOglichKeit .........cooeerieiierieininennenrrrrcne e
NI Eigene Stellungnahime ...........occoorveniiieiiniierinteeiennteie e secsecscssenee s
TV. ZWIiSCHENEIZEDNIS ....ooveviiireeeeeiirieee i sete e ce s s sae e te st st essas s aenees

27

27

27

27

28

45
47

48
49
51
54
56
58

60
60

65
65
74
78



Inhaltsverzeichnis IX

Abschnitt 2:
Dispositives Recht bei grenziiberschreitenden Vertragen im Binnenmarkt

§ 4 Dispositives Recht: Sein Gehalt und seine Funktion im Vertragsver-

kehr des Binnenmarkts ... 101
I. ,Jus dispositivum* in Deutschland und im Binnenmarkt: Eine Abgrenzung ... 101
II. Die Funktion des dispositiven Rechts im Vertragsverkehr des Binnenmarkts . 104

1. Erganzendes, auslegendes und erméchtigendes dispositives Recht ................. 104
2. Die erginzende Funktion aus der Sicht der kritisierten h.M. ........ccccocvvceninins 106
3. Die Leitbild- bzw. Ordnungsfunktion aus der Sicht der kritisierten h.M. ........ 107

a) Dispositives Recht als Ausprigung des Aquivalenz- und des Treu-und-
Glaubens-PriNZIPs .........cccoverceecrririercieictninereresses e stennoseesessesenseceseees 108

b) Die Leitbildfunktion am Beispiel von Allgemeinen Geschiftsbedingun-
BEIL ottt ettt e ae b e bt be et e e b e e bt s h et e n et e st ens 110
4. Die Wam- bzw. Praventionsfunktion aus der Sicht der kritisierten h.M. ......... 111
III. Der Gehalt des dispositiven Rechts im Vertragsverkehr des Binnenmarkts .... 112

1. Dispositives Recht als ,,durchschnittlicher” bzw. ,,zu erwartender* Parteiwil-
le im BINNENMATKL? .......cocivorirorercieieirinienneseensesnseeesenses st seenesenssesesenevere 112

a) Dispositives Recht als ,,normierter bzw. ,allgemeiner” Parteiwille im
innerstaatlichen Vertragsverkehr ..o 113

b) Dispositives Recht als ,,vermutlicher bzw. , durchschnittlicher Par-
teiwille im Binnenmarkt? ............ccccocceeeieneinieneeinneneneeeseeneenins 115

(1) Dispositives Recht als ,,common sense“ der Binnenmarktakteure:
Gemeinsame Erwartungen ...........cccoccvmioicnnnceciinnceceeeeeeeeeeees 116
(2) Der Wille der Anwendung von dispositiven Normkomplexen ......... 120

2. Dispositives Recht als Vertragstypus bzw. -leitbild des Verkehrs im Bin-
DEAMATKE ...eiuiiiiiieieeetete ettt e ssaeacae e e s bttt eb et eeenasessees 123
a) Dispositives Recht und Typus im innerstaatlichen Vertragsverkehr ....... 123
b) Dispositives Recht und (Leitbild-)Typus im Binnenmarkt .........cc......... 125

(1) Gesetzgeberische Wertungen im Vertragsverkehr des Binnenmarkts:
Die Bindungswirkung der typisierten Normkomplexe ........cccouue. 125

(2) Dispositives Recht: ,,Optimum® fir den Vertragsverkehr im Bin-
NENMATKE? ..ot 127

(3) Zur Bearbeitung von Vertrags- und (Leitbild-)Typen fiir die Trans-
aktionen im Binnenmarkt ..........c.cccooveiniiiiicciicnncrcccnnne 131

136

IV. Zwischenergebnis

§ 5 Einbeziehung und Anwendung des dispositiven Rechts in die Ver-
tragsgestaltung im Binnenmarkt: Die vermeintliche Entkriftung sei-
nes Begrenzungspotentials fiir die Grundfreiheiten ...............cccoconnee. 138

I. Die Abbedingung des dispositiven Rechts bei den Vertragsverhandlungen .... 138
1. Gleichgewicht bei den Vertragsverhandlungen, Kosten- und Informations-

FAKLOT ..eocnivrrerinceemeieerresen st esene s sesemees e bsesesosane 139
a) Informationsdefizite und Kosten beim Vertragsabschluss aufgrund des
dispositiven ReChts ... 139
b) Verhandlungsungleichgewicht und Wissensvorsprung im Binnenmarkt 144
2. Die Vertragsgestaltung: Mogliche Abdnderung des dispositiven Rechts? ....... 148

a) Verhandeln und Aushandeln ..........c.c.ccoevrieninincinncninncenececccnennneae 148



Inhaltsverzeichnis

b) Kennen und Abbedingen-Konnen bzw. Abindern dispositiver Rechts-

QUIE oottt bttt e et st n e
1. Vertragsliicken: vollstindige und unvollstindige Vertrage ..............c.coececreueae
2. Gesetzliche Geltung des dispositiven Rechts: ,,Normiertes* Schweigen und
ODbliegenheit ..ottt

a) ,,Normiertes* Schweigen und fingierte Willenserklarung ...........o.c.c......

b) Das erginzende dispositive Recht als ,,Obliegenheit” im Konzept der
BV ettt

¢) Vertrauens- und Verkehrsschutz bei der Anwendung des dispositiven
RECALS ...ttt sttt

(1) Das Argument der Einstandpflicht bzw. der Zurechnung .................

(2) Das Argument der Eigen- bzw. Selbstverantwortung: Selbstbe-
stimmung als Ausgleich der Freiheitsbeschrankung? ...........ccce......

3. Kennen und Kennenmiissen des dispositiven Rechts ..........cccoeveivvverireecrennns
II1. ZwisChenergebiis .......cccocovrieiiiiinc ettt snenene

Zweiter Teil:

Auswirkungen der Grundfreiheiten des EG-Vertrages auf das dispositive

§6

§7

mitgliedstaatliche Privatrecht

Abschnitt 1:
Die Dogmatik der Grundfreiheiten und der Privatrechtsverkehr im

Binnenmarkt
Das Privatrecht auf dem Priifstand der Grundfreiheiten ..........................
I. Bedeutung und Rolle des Privatrechts fiir den européischen Binnenmarkt ......
II. Das Privatrecht als Beschrinkung der Grundfreiheiten? ............ccccoevercereenne.
III. Binnenmarkt-felos und Subsidiaritit: Ein ,,unvolikommener* Binnenmarkt? .
1. Das Prinzip der SubSidiaritat ..........cccceccuririnicccrninmeereccesice e neeesceeseaeneas
2. Die Wirtschaftsverfassung des EG-Vertrags .........cocoeververrrerrenrecrenrerererssnseecaes

3. Eigene Stellungnahme zum ,,unvollkommenen* Binnenmarkt .
IV. Grundfreiheiten: Ein effizientes Mittel zur Markt6ffnung und fiir Marktﬁ'el-
BEIE ..ttt
V. ZWisChenergebimis ........c..coiiiirinini et

Die Systematik und das Konzept der Grundfreiheiten — Einheitliche
DOGMALIK ...ttt seee e ees st rsest ettt ecr s

I. Die Grundfreiheiten: Beschrankungs- oder Diskriminierungsverbote? ...........
1. Die Keck-Wende und ihre Folgen ...,

2. Die Grundfreiheiten: Nicht nur einseitige Diskriminierungsverbote ....

3. Neuere Tendenzen in der Wissenschaft .........c.ccoeveviornncncnnnincinncnccen

4. Eigene Stellungnahme zu Grundfreiheiten als bloBen Diskriminierungsver-
DOLEIL ..ttt ettt bbbt

II. Konvergenz bzw. Gleichlauf der Grundfreiheiten ...
1. Reduzierung der Dienstleistungsfreiheit auf ein Diskriminierungsverbot? ......

159

164

193

209



Inhaltsverzeichnis

2. Reduzierung der Niederlassungsfreiheit auf ein Diskriminierungsverbot? ......
3. Reduzierung der Kapitalverkehrsfreiheit auf ein Diskriminierungsverbot? .....
III. Rechtfertigungsgriinde und Schranken-Schranken flir Freiheitsbeschrankun-
LS O OO OSSP SOPURTIRON
1. Rechtfertigungs- und VerhéltnismaBigkeitsprifung .......c.ococovivveeccrecece. .
2. Der Begriff des Rechtfertigungsgrundes — Legitime staatliche Zwecke ..........
a) Wirtschaftliche mitgliedstaatliche Interessen als Rechtfertigungsgriinde
b) Gemeinschaftsprirogative und Gemeinschaftsgrundrechte .....................
3. Die Zuriickhaltung des Gerichtshofs bei der Verhalmlsmaﬁlgkeltsprufung
a) Auflockerung der Tatbestandspriifung .................
b) Auflockerung der VerhaltnismaBigkeitspriifung ..
4. Anhaltspunkte fiir Wertungen in der Zukunft ............ocooceeeeinecrenccincrnnnene
IV. Das Herkunftslandprinzip als Element der Dogmatik der Grundfreiheiten .......
B AIZEIMGIN ..ottt ns st as e an e eenes
2. Die kollisionsrechtliche Bedeutung der Grundfreiheiten ...........ccocceniniiniincnne.
V. Die ,umgekehrte” Diskriminierung (Inlanderdiskriminierung) ..............c........
V1. Unterschiedliche Reichweite der Freiheiten bei Import- und Exportbeschrin-
KUNEENT ..ottt ebe bbb a s e s e mesemennnen
VII. , Passive” bzw. ,negative* Grundfreiheit: Nachfrager- und Abnehmerfreiheit
VIIL ZWiIiSCheNergebnis .....c.c.cocvuiiiriiimiirenientnrerrect e ereeeseseeneseeeereseesnnsesnenens

Abschnitt 2:

Die Grundfreiheiten des EG-Vertrages und das dispositive Privatrecht

§ 8 (Dispositive) Privatrechtliche Normen als Mallnahmen gleicher Wir-

kung - Begriff und Substantiierung der Beschrinkung: Das Prii-
fungsschema der Grundfreiheitenkontrolle ...,
Der Begriff der Beschrinkung der Grundfreiheiten im Privatrecht nach dem
KECK-UTEELL o.eneneeee ettt ettt er s st en e s e sbennens

1. Den Marktzugang beschrénkende MaBnahmen (market access approach) ......

2. Begleitende Tatigkeiten beschrankende Mafinahmen (Annex- bzw. Begleit-
TECRLE) ..ttt ettt et s e s s e st s er s e s s eassnesasnsssaebensanan

3. In- und Auslédnder in gleicher Weise ,,beriihrende Regelungen: Inlandstat-
BESTANAT? ...ttt en e senen

a) In- und Auslédnder in gleicher Weise ,beriihrende* privatrechtliche Re-
gelungen bzw. Werbe- und Weitervertriebsregeln ........cococecennenecnnn.

b) ,,Inldndische” Tatbestinde und grenziiberschreitende Momente .............

II. Kritik an dem anhand der Keck-Formel entwickelten Beschrinkungsbegriff
fiir das Privatrecht ...........cccoiiiiieinincrieccenete e ere e

1. Das Konzept der ,,Gleichberithrung" bzw. der Nichtdiskriminierung fiir das
PLIVAITECHE ...ttt sttt s betsesastsnassenenas

2. Die Keck-Wende als ,,Begriffsjurisprudenz fiir das Privatrecht ......................

3. Erweiterung der Keck-Formel fiir das Privatrecht auf andere Grundfreihei-
EII? eovrisirittir sttt b etk nenes

4. Einordnung der privatrechtlichen Normen anhand des Begriffs der ,,Ver-
kaufsmodalititen*: Bildung einer eigenen Kategorie .......c.c.cccovvereceinnrnenns

IIl. Kriterien flr die Bejahung einer Beschrankung — Die Einzelfallpriifung ........
1. Die durch die Rechtsprechung benutzten bzw. vorgeschlagenen Kriterien .....

XI

212
216

241
244
248

250

250
251

252

252

252
258

262

262
264

267



XII Inhaltsverzeichnis
a) Das Kriterium der hypothetischen und potentiellen bzw. mittelbaren
AUSWITKUNE .oovriiniieririe et arsee s sasss et se s enee e enas 275
b) Das Kriterium der spiirbaren Auswirkung (de-minimis Regel) ................ 277
¢) Das Kriterium der Finalitit bzw. der Zwecksetzung der Mafinahme ....... 279
2. Die unvermeidbare Einzelfallpriifung: ,,Bewegliches System* von Kriterien . 281
3. Die Substantiierung der Beschriinkung — Eigene Stellungnahme ..................... 283
IV. Demokratie- und Wertungsdefizite, Rechtssystematik und -unsicherheit:
Grenzen der Grundfreiheitenkontrolle? ...........ccoeeoiiiceininiecnnnncnnececnennns 289
1. Demokratiedefizit und Biirgernéhe ................ . 289
2. Systematik und Kohérenz des Privatrechts ... . 292
3. Mangel an Wertungsmafstaben: Rechtsunsicherheit? ...........ccevececccinne 296
V. Ausdifferenzierung bzw. Neugestaltung des Priifungsschemas beim (dispositi-
ven) PrivatreCht? ........oocooiiiiiiiiiiiccctee e 302
1. Privatrechtliche Bestimmungen in der VerhiltnismiBigkeitskontrolle des
PrifungSsChEmas .........ccviiimmiiiieiri ittt enenenes 303
2. Abmilderung der Priifung im Falle des dispositiven Rechts? .........cccccoueceeenae 312
VI ZWiSChenergebnis ..........ccccvoiiiinienenieneeerenecs e sse e sseene 316
§ 9 Beispicele fiir die Unvereinbarkeit des dispositiven Rechts mit den
GrUNAFTETNEIEN ......cerioe ettt rss s ss s ren 318
1. Herabsetzung der Vertragsstrafe in grenziiberschreitenden Vertrigen im Bin-
DENIMATKE ..ottt se s et e e srenene 321
1. Die aufgegriffene Regelung: Art. 1154 des spanischen Cédigo Civil .............. 321
2. Die Beschrankungsprifung .......c.c.coceeeriemeeninieeninirrescsseserersssesesesesssssesenes 323
3. Die Rechtfertigungspriifung — VerhaltnismaBigkeitskontrolle ............ccceu........ 328
4. Darstellung der umgekehrten Konstellation ............cocoovvveeeevecieinicnncerieeennen 332
II. Vertragsbeendigung (z.B. das Kiindigungsrecht des Bestellers beim Werkver-
trag, § 649 BGB) ......ocouiiiiiiiiieiinsct ettt sttt ettt st 335
ITI. Gesetzliche Wettbewerbsverbote (z.B. § 112 HGB bei Personenhandelsge-
SELISChATIEN) ...ttt 340
IV. Ermichtigende bzw. erlaubende dispositive Normen im Allgemeinen ... 344
V. ZWiSChenergebiis ........ccccorerrceniierinenenteenentrente e ese s e neen 349
Dritter Teil: Methodenansitze fiir die Dogmatik der Grundfreiheiten und
die richterliche Rechtsfindung — Ein Beitrag zum europiischen
Vertragsrecht
Abschnitt 1:
Probleme der Rechtsfindung — Eine gemeinsame Wertordnung des
Vertragsverkehrs im Binnenmarkt und die noch offenen Probleme der
Dogmatik der Grundfreiheiten
§ 10 Das SchlieBen der Gesetzesliicken als Folge der Grundfreiheiten-
kontrolle — Leitbilder und Wertungen des Vertragsverkehrs im
BIinNeNmMarkt ........co.ovvvviermriiesiionrinneiseiiseseesstenesensis s eeessssnsssnssssssenssenssnsnes 353
I.  Freiheitskonforme Rechtsanwendung bzw. Nichtanwendung der angegriffe-
DEN NOITI Lt e sr s eeereesrnaeaeeemnsennes 353
II. Liickenfiillung: Alternativen zur Anwendung des Herkunftslandprinzips ...... 355

1. Die Anwendung des Herkunfislandprinzips als Einweglosung? ...........c.coeue.... 355



IIL.

Inhaltsverzeichnis

2. Zugriff auf andere Rechtsordnungen? ..........cecoeeeivinennncsernsssesseennens
3. Allgemeine Methoden der Liickenfiillung in der mitgliedstaatlichen Rechts-
OTAIUIE .ottt et et b e ettt se s e nnes

4. Die Rolle der Leitbilder des grenziiberschreitenden Verkehrs bei der Lii-
CRENTUHUNG vttt s

a) Darstellung der Problematik der verkehrstypischen Leitbilder ................
b) Liickenfiillung durch Leitbilder des Binnenmarktsverkehrs anhand von
gemeineuropdischen Projekten ..........cococeveereiieiseeeieneeeceereseneceeens

¢) Ein gemeineuropéischer Kern von Prinzipien und Wertungen des Privat-
rechts als Wegweiser fiir die Liickenfiillung durch Leitbildtypen im
BInnenmarkt .........ccveirmiiiioniene et

d) Offene (Leitbild-)Typen des Vertragsverkehrs im Binnenmarkt und ihre
Entwicklung fiir die Liickenfillung ..........ccccoevievvieininereiieieciceeene

e) Abgrenzung und Kriterien
ZWISChENETZEDNIS ...c.vcvivenreiicriiecicciriiecereiee oot nnane

§ 11 Methodenansitze fiir die noch offenen Probleme der Dogmatik der
Grundfreiheiten: Ambivalenz und positiver Gehalt — Selbstbestim-

mungsschutz im Binnenmarkt ...
1. Grundfreiheiten und das Problem der Wettbewerbsverzerrungen ....................
II. Das offene Problem der Ambivalenz der Grundfreibeiten ...........ccccceoeevcrnnne
III. Positiver Gehalt der Grundfreiheiten und ihr Charakter als Garantien .............
IV. Schutz der Selbstbestimmung: Der Fall der klein- und mittelstindischen Un-
TEINENINEN ..ottt ettt s

V. ZWISCheNergebnis .......c..ccccuririiiiirieniintet ettt esee s b enaenes

Abschnitt 2:
Zusammenfassung der Ergebnisse — Schlussbetrachtung

§ 12 Thesen der ATDEIt ...ttt

XI

355

356

357
357

359

360

362
364
366

§ 13 Schlussbetrachtung: Ein Beitrag zum europidischen Vertragsrecht ... 388

LiteraturverZeiChmis. ... .....covvvievieieieiieceercte et se ettt e ettt e eeeraesseebesbeesbeeaeabessnens

Register






a.
a.A/AA.
a.a.0.

a.E.

a.F.
ABGB
abl.

ABL EG
Abs.

AcP

AfP

AG
AGB-RiLi

AGBG
AK-BGB
AktG

Al E. R.

AmEcRev.
Am.J.Comp.L.

Am.Rev.Int.Arb.

Anh.
Anm.
AnwBl.
AGR
AP
ARSP
Art.
Aufl.
AWD
BAG
BauR

BayObLG
BB

Bd.
Bearb.
Beih.

Ber.

Abkiirzungsverzeichnis

auch

anderer Ansicht

am angegebenen Ort

am Ende

alte Fassung

Allgemeines Biirgerliches Gesetzbuch (Osterreich)
ablehnend

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften
Absatz

Archiv fiir die civilistische Praxis

Archiv fiir Presserecht

Aktiengesellschaft, Amtsgericht

Richtlinie 93/13/EWG iiber die missbrauchlichen
Klausel in Verbrauchervertrige, ABL. EG v.
21.4.1993, Nr. L 95, S. 29 ff.

Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen
Geschiéftsbedingungen
Alternativkommentar-BGB, Kommentar zum Biir-
gerlichen Gesetzbuch

Aktiengesetz

The All England Law Reports

American Economic Review

American Journal of Comparative Law
American Review of International Arbitration
Anhang

Anmerkung

Anwaltsblatt

Archiv fiir 6ffentliches Recht

Arbeitsrechtliche Praxis

Archiv fiir Rechts- und Sozialphilosophie

Artikel

Auflage

AuBlenwirtschaftsdienst des Betriebs-Beraters
Bundesarbeitsgericht

Zeitschrift fiir das gesamte 6ffentliche und private
Baurecht

Bayerisches Oberstes Landesgericht

Der Betriebs-Berater

Band

Bearbeitung, Bearbeiter

Beiheft

Bericht



XVI

BGB
BGBI.
BGE
BGH
BGHZ

BorsG
BT-Drucks.
BVerfG
BVerfGE
BW

bzw.
Cal.L.Rev.
Cc

cc

CcC

CCom

CDE

cic

CISG

CLJ

CLR

CMLR
Col.L.R.
Columbia J.Eur.L.
Contract L.J.
Cornell Int.L.J.
D.

d.h.
DB
ders.
dies.
Diss.
DNotZ
DOV
DVBI
DZWiR
ebd.
ed.
EEA

EEmpD
EG
EGBGB

EGMR
EGV

Abkiirzungsverzeichnis

Biirgerliches Gesetzbuch

Bundesgesetzblatt

Entscheidungen des schweizerischen Bundesgerichts
Bundesgerichtshof

Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Zivilsa-
chen

Borsengesetz

Drucksache des Deutschen Bundestages
Bundesverfassungsgericht

Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts
Burgerlijk Wetboek

beziehungsweise

California Law Review

Codice civile (Italien)

code civile (Frankreich)

Cédigo Civil (Spanien)

Cddigo de Comercio (Spanien)

Cahiers de droit européen

culpa in contrahendo

Convention on the International Sale of Goods
Cambridge Law Journal

Consumer Law Review

Common Market Law Review

Columbia Law Review

Columbia Journal of European Law

Contract Law Journal

Cornell International Law Review

Recueil Dalloz de doctrine, de jurisprudence et de
législation; Recueil Dalloz et Sirey de doctrine, de
jurisprudence et de législation

das heiBit

Der Betrieb

derselbe

dieselbe(n)

Dissertation

Deutsche Notar-Zeitschrift

Die Offentliche Verwaltung

Deutsches Verwaltungsblatt

Deutsche Zeitschrift fiir Wirtschaftsrecht

ebenda

editor, edition

Einheitliche Europdische Akte (ABL. EG 1987 L 169,
S. 1)

Epitheorisi Emporikou Dikaiou (=Revue des Han-
delsrechts) (griechisch)

Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemein-
schaft (nach Amsterdam)

Einfithrungsgesetz zum Biirgerlichen Gesetzbuch
Europiischer Gerichtshof fiir Menschenrechte
Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemein-



Einl.
ELJ
ELR
EMRK

ERPL
EU
EuG

EuGH
EuGRZ
EuGVU/EuGV-VO

EUI
EuR
Eur.J.L. Reform

Europiisches Ubereinkommen

iiber die Handelsschiedsge-
richtsbarkeit
Euro-VO 11

EurZGB
EuzZw
EVU

EWG
EWGV

EWiR

EWS

f., ff.
Factoring-Ubereinkommen

FAZ
FernAbsG

Fordham Int.L.J.
Foro.ital.

Abkiirzungsverzeichnis XVII

schaft

Einleitung

European Law Journal

European Law Review

Européische Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten

European Review of Private Law

Europédische Union

Gericht erster Instanz der Europdischen Gemein-
schaften

Gerichtshof der Européischen Gemeinschaften
Européische Grundrechtzeitschrift

Europiisches Ubereinkommen iiber die gerichtliche
Zustindigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen /
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 iiber die gerichtliche
Zusténdigkeit und die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen (frither EuGVU), ABL. EG 2001 L 12
(22.12.2000)

European University Institute

Europarecht

European Journal of Law Reform

Europiisches (Genfer) Ubereinkommen iiber die in-
ternationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit v.
21.4.1961 (BGBI. 1965 11 107)

Verordnung Nr. 1103/97 des Rates iiber bestimmte
Vorschriften im Zusammenhang mit der Einfiihrung
des Euro (ABl. EG L 162/1, v. 19.06.1997)
Europiisches Zivilgesetzbuch

Europiische Zeitschrift fiir Wirtschaftsrecht
Ubereinkommen {iber das auf vertragliche Schuld-
verhiltnisse anzuwendende Recht (konsolidierter
Text in: ABL. EG 1998 C 27/34)

Europiische Wirtschaftsgemeinschaft

Vertrag zur Griindung der Europdischen Wirtschafts-
gemeinschaft

Entscheidungen zum Wirtschaftsrecht

Europiéisches Wirtschafts- und Steuerrecht
folgende, fortfolgende

UNCITRAL Ubereinkommen zum Factoring von
1988, Ottawa

Frankfurter Allgemeine Zeitung

Fernabsatzgesetz v. 27.06.2000, BGB1 I 897,

S. 1139, in Kraft getreten am 30.06.2000 (Gesetz
iiber Fernabsatzvertrag und andere Fragen des
Verbraucherrechts sowie zur Umstellung von Vor-
schriften auf Euro)

Fordham International Law Journal

Il Foro italiano



XVII

FS
G/T/E

GA

GewO

GG
griech.
GRUR Int.

GS

h.M.

Hdb.

HGB
Hrsg., hrsg.
i.d.R.

i.d.S.

i.e.S.

i.Erg.
i.V.m.
iw.S.
ICLQ

JTowa L. Rev.
IPR

IPRax

IPRG (6ster.)

IPRG (schweiz.)

IPRspr.

ital.

IVR

1ZPR

IZVR

J. L. & Com.
J. Legal Stud.
IBL.

cp

Jura

JuS

JZ

KG

krit.

Krit.E.

KritV

Abkiirzungsverzeichnis

Festschrift

Kommentar zum E(W)G-Vertrag, hrsg. von Groeben,
Hans von der/Thiesing, Jochen/Ehlermann, Claus-
Dieter, 5. Aufl., Baden-Baden 1997 ff.
Generalanwalt/Generalanwilte

Gewerbeordnung

Grundgesetz fitr die Bundesrepublik Deutschland
griechisch

Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, Aus-
lands- und internationaler Teil

Gedichtnisschrift

herrschende Meinung

Handbuch

Handelsgesetzbuch

Herausgeber, herausgegeben

in der Regel

in dem Sinne

im engeren Sinne

im Ergebnis

in Verbindung mit

im weiteren Sinne

International and Comparative Law Quarterly

Iowa Law Review

Internationales Privatrecht

Praxis des Internationalen Privat- und Verfahrens-
rechts

Osterreichisches Bundesgesetz iiber das Internationa-
le Privatrecht v. 5.6.1978, Osterreichisches BGBI
1978/304, in Kraft seit 1.1.1979

Schweizerisches Bundesgesetz iiber das Internationa-
le Privatrecht v. 18.12.1987, BBI 11 1988, S. 5 ff., in
Kraft seit 1.1.1988

Die deutsche Rechtsprechung auf dem Gebiete des
Internationalen Privatrechts

italienisch

Internationales Vertragsrecht

Internationales Zivilprozessrecht

Internationales Zivilverfahrensrecht

The Journal of Law and Commerce

The Journal of Legal Studies

Juristische Blitter (Osterreich)

Juris Classeur Périodique

Juristische Ausbildung

Juristische Schulung

Juristische Zeitung

Kammergericht, Kommanditgesellschaft

kritisch

Kritiki Epitherorisi tou Dikaiou (=Kritische Revue
des Rechts) (griechisch)

Kritische Vierteljahresschrift



KSchG

KUM

L. Contemp. Probl.
LG

List Forum

lit., litt.

LQR

LS

m.a.W.

m.Anm.

m.E.

m.w.N.

MDR

Mich.L.Rev.
MietrechtsreformG

Mitt.
Mod.L.Rev.
n.F.

N.J.

NBW

NIwW
NJIW-RR

NoB
Nr.
NZA
OGH
0Jz
OLG
OLGZ

OR
ORDO

ost.
Oxf.J.L.St.
PECL

PICC

PVS
RabelsZ

RdC
Reg.Ent.
Rev.crit.dr.int.pr.

Rev.dr. affaires / Int.Bus.L.

Abkiirzungsverzeichnis XIX

Konsumentenschutzgesetz (Osterreich)

Kleine und Mittlere Unternehmen

Law and Contemporary Problems

Landgericht

List Forum fiir Wirtschafts- und Finanzpolitik
litera (-ae) (Buchstabe)

The Law Quarterly Review

Leitsatz, Leitsitze

mit anderen Worten

mit Anmerkung

meines Erachtens

mit weiteren Nachweisen

Monatsschrift fiir deutsches Recht

Michigan Law Review

Gesetz zur Neugliederung, Vereinfachung und Re-
form des Mietrechts v. 19.06.2001 BGBI. I, S. 1149,
1174, in Kraft ab 01.09.2001

Mitteilungen

The Modern Law Review

neue Fassung

Nederlandse Jurisprudentie

Nieuw Burgerlijk Wetboek

Neue Juristische Wochenschrift

Neue Juristische Wochenschrift-Rechtsprechungs-
Report Zivilrecht

Nomiko Vima (=Juristische Tribiine) (griechisch)
Nummer

Neue Zeitschrift fiir Arbeits- und Sozialrecht
Oberster Gerichtshof (Osterreich)

Osterreichische Juristenzeitung

Oberlandesgericht

Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsa-
chen

Obligationenrecht (Schweiz)

ORDO Jahrbuch fiir die Ordnung von Wirtschaft und
Gesellschaft

osterreichisch

Oxford Journal of Legal Studies

Principles of European Contract Law (Lando-
Kommission)

UNIDROIT Principles of International Commercial
Contract Law

Politische Vierteljahresschrift

Rabels Zeitschrift fiir ausldndisches und internationa-
les Privatrecht

Recueil des Cours (Académie de Droit international)
Regierungsentwurf

Revue critique de droit international privé

Revue de droit des affaires / International Business
Lawyer



XX

Rev.dr.unif.
Rev.int.dr.comp.
RG

RGRK-BGB

RGZ
RiLi

Riv.dir.int.priv.proc.

RIW
RMC

RMUE
Rs.
RTDE
S.

s.

s.a.
5.0.
s.u.

SA

SchuldrechtsmodernisierungsG

schweiz.
sec.
SEW
SGA
SJZ

Slg.

Soc.Phil. & Pol’y
str.

stRspr

SZW

TranspR
Tul.J.Int.Comp.L.

Tul.L.Rev.
u.

u.a.

u.d.

uU.s.

u.U.

UCC

UNCITRAL-Modellgesetz tiber
die internationale Handels-
schiedsgerichtsbarkeit
UNCITRAL-Regeln fiir interna-
tionale Schiedsverfahren

Abkiirzungsverzeichnis

Revue de droit uniforme

Revue internationale de droit comparé
Reichsgericht

Kommentar zum Biirgerlichen Gesetzbuch, heraus-
gegeben von Mitgliedern des Bundesgerichtshofes,
frither Kommentar der Reichsgerichtsrite
Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
Richtlinie

Rivista di diritto internazionale privato e processuale
Recht der internationalen Wirtschaft

Revue du Marché Commun et de 1" Union Européen-
ne

Revue du Marché Unique Européen

Rechtssache

Revue trimestrielle de droit européen

Seite, Satz

siche

siehe aber

siche oben

siehe unten

Schlussantrag

Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts v.
26.11.2001 (BGBI. I S. 3138), in Kraft getreten am
01.01.2002

schweizerisch

section

Sociaal Economische Wetgeving

Sales of Goods Act (1979)

Siiddeutsche Juristenzeitung

Sammlung der Rechtsprechung des européischen
Gerichtshofes

Social philosophy and policy

strittig

standige Rechtsprechung

Schweizerische Zeitschrift fiir Wirtschaftsrecht
Transport- und Speditionsrecht

Tulane Journal of International and Comparative
Law

Tulane Law Review

und

und andere, unter anderem

und dhnlich

United States, United States Supreme Court Reports
unter Umstédnden

Uniform Commercial Code
UNCITRAL-Modellgesetz iiber die internationale
Handelsschiedsgerichtsbarkeit, v. 31.12.1985 (BT-
Drucks. 13/5274)

UNCITRAL Arbitration Rules (UAR) 15.12.1976
(abgedruckt etwa in International Legal Materials 15



UNIDROIT Principles

Uniform L.Rev.

Univ.Pa.L.Rev.
V.
Va.J.Int.L.
Va.L.Rev.
verb.
VerbrSchG

VersR
VersRdsch
VertragsG

vgl.
VO
vol.
Vorb.
VuR
VVG
WG
WiB
WM
WRP
WuB

WuM
wWuw
Yale L.J.
YEL
ZabRV

ZAS
ZBB
ZEuP
ZEuS
ZfA
ZfIR
ZfRV
G
ZGB
ZGR
ZHR

Ziff.

Abkiirzungsverzeichnis XX1

(1976), S. 701 ff.)

UNIDROIT Principles of International Commercial
Contracts

Uniform Law Review, Revue de droit uniforme
University of Pennsylvania Law Review

von, vom

Virginia Journal of International Law

Virginia Law Review

verbundene

griechisches Verbraucherschutzgesetz (Gesetz

Nr. 2251/94)

Versicherungsrecht

Der Versicherungsrundschau

Gesetz zu dem Ubereinkommen der Vereinten Nati-
onen vom 11.4.1980 tiber Vertrige iiber den interna-
tionalen Warenkauf, sowie zur Anderung des Geset-
zes zu dem Ubereinkommen vom 19.5.1956 iiber den
Beforderungsvertrag im internationalen Strafengii-
terverkehr

vergleiche

Verordnung

volume

Vorbemerkung

Verbraucher und Recht

Gesetz iiber den Versicherungsvertrag
Wechselgesetz

Wirtschaftsrechtliche Beratung
Wertpapier-Mitteilungen

Wettbewerb in Recht und Praxis
Entscheidungssammlung zum Wirtschafts- und
Bankrecht

Wohnungswirtschaft und Mietrecht

Wirtschaft und Wettbewerb

The Yale Law Journal

Yearbook of European Law

Zeitschrift fiir auslandisches 6ffentliches Recht und
Volkerrecht

Zeitschrift fiir Arbeitsrecht und Sozialrecht
Zeitschrift fur Bankrecht und Bankwirtschaft
Zeitschrift fur Europdisches Privatrecht

Zeitschrift fur europarechtliche Studien

Zeitschrift fur Arbeitsrecht

Zeitschrift fiir Insolvenzrecht

Zeitschrift fiir Rechtsvergleichung

Zeitschrift fir Gesetzgebung

Zivilgesetzbuch

Zeitschrift fiir Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
Zeitschrift fiir das gesamte Handelsrecht und Wirt-
schaftsrecht

Ziffer



XXII Abkiirzungsverzeichnis

ZIp Zeitschrift fiir Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis
ZLR Zeitschrift fiir das gesamte Lebensmittelrecht

ZNR Zeitschrift fur Neuere Rechtsgeschichte

ZPO Zivilprozessordnung

ZRP Zeitschrift fir Rechtspolitik

ZUM Zeitschrift fiir Urheber- und Medienrecht
ZvglRWiss Zeitschrift fiir vergleichende Rechtswissenschaft
ZWS Zeitschrift fiir Wirtschafts- und Sozialwissenschaft

Z7p Zeitschrift fiir Zivilprozess



§ 1 Einleitung

I. Zum Gegenstand der Untersuchung — Fingrenzung

Seit Inkrafttreten des EG-Vertrages haben die Verkehrsfreiheiten eine im-
mer groflere Bedeutung fiir den grenzitberschreitenden innergemeinschaftli-
chen Rechtsverkehr erlangt’. Viele stellen diese Bedeutung aber fiir den
Bereich des Privatrechts sowie die Fortbildung der Grundfreiheiten durch
die EuGH-Rechtsprechung in Frage. In Anbetracht der Tatsache, dass es
immer noch nicht gelungen ist, das umfangreiche Material zur richterli-
chen Anwendung der Grundfreiheiten im Hinblick auf das Privatrecht nach
Fallgruppen zu ordnen, diese Anwendung zu konturieren und die Substan-
titerung einer Beschrénkung der Grundfreiheiten (im Folgenden nur noch
als Freiheitsbeschrinkung bezeichnet) auf plausible Kriterien zuriickzufiih-
ren’, setzt vorliegende Arbeit sich mit dem Begriff der Mafinahmen glei-
cher Wirkung auseinander und versucht, ihn in einer Weise zu bewerten,
die das beschrinkende Potential des Privatrechts fiir den innergemein-
schaftlichen Vertragsverkehr trotz der Abweichungsmoglichkeiten der
Rechtswahlfreiheit oder der Abbedingbarkeit ans Licht bringt. Unter Be-
riicksichtigung des auf die grenziiberschreitenden Vertrdge im Binnen-
markt anwendbaren Rechts wird zudem versucht, diese Problemlage voll-
stindig darzustellen und sachgerecht zu beantworten. Es soll an dieser
Stelle auch versucht werden, Gedanken fiir die Weiterentwicklung der Sys-
tematik bzw. Dogmatik der Grundfreiheiten, insbesondere fiir das Privat-
recht, fruchtbar zu machen’.

! Das gilt nicht nur fiir die Warenverkehrsfreiheit, sondern ebenfalls fiir die anderen,
mittlerweile konvergierten Verkehrsfreiheiten. Siehe § 7 II. Zur historischen Entwicklung
siehe Pfeil, Historische Vorbilder (passim).

2 Die Grenzen, insbesondere im Bereich des Privatrechts, sind immer noch fliefend.
Vgl. Remien, Zwingendes Vertragsrecht (passim); Franzen, Privatrechtsangleichung
(passim); Gebauer, Grundfragen der Europiisierung (passim); Klauer, Die Europdisie-
rung des Privatrechts (passim); Steindorff, EG-Vertrag und Privatrecht (passim); M.
Hoffmann, Die Grundfreiheiten des EG-Vertrags, S. 17 {f.

> Zur Dogmatik bzw. Systematik der Grundfreiheiten, C. Wolf, JZ 1994, 1151,
1154 ff.; Jarass, EuR 2000, 705 ff.; ders., EuR 1995, 202 ff.; Ukrow, Richterliche
Rechtsfortbildung, S.53 (Grundfreiheiten als negativer Rechtsschutz); Mojzesowicz,
Moglichkeiten und Grenzen einer einheitlichen Dogmatik (passim). Zum Begriff der
Dogmatik siehe A/exy, Grundrechte, S. 22 ff.; Miiller, Juristische Methodik, S. 230 ff.;
Harenburg, Rechtsdogmatik (passim). Vgl. § 7 VIIL



2 Einleitung

Nach herrschender Meinung in der Literatur gibt es keinen Grund fiir
eine Anwendung der Grundfreiheiten, wenn eine Rechtswahlmdglichkeit
besteht oder das anzuwendende Recht dispositiven Charakter aufweist®.
Den Ausgangspunkt dieser Ansicht bildet hierbei die Aussage der Ent-
scheidung Alsthom Atlantique, nach der sich Freiheitsbeschrinkungen der
Grundfreiheitenkontrolle entziehen konnen, wenn es den Parteien vorbe-
halten bleibt, eine beliebige Rechtsordnung als anwendbare auszuwihlen’.
Verbunden mit dem in dieser Entscheidung geschaffenen Ausnahmebe-
reich ist ferner die Ablehnung einer Grundfreiheitenkontrolle des abding-
baren dispositiven Rechts®. Es soll jedoch nachgewiesen werden, dass auch
die Normen ein erhebliches Beschrankungspotential fiir die Grundfreihei-
ten enthalten, welche zur Disposition der Parteien stehen, indem die Par-
teien durch Rechtswahl oder durch inhaltliche Gestaltungsinderung, wie
beim dispositiven Recht mdglich, diese Normen abwihlen bzw. inhaltlich
andern konnen.

Die Arbeit strebt an, diese nicht immer unmittelbar einsichtigen Be-
schrinkungen und ihre Folgen fiir den Binnenmarkt und die grenziiber-
schreitend titigen Marktteilnehmer aufzuzeigen. Die dogmatische Kon-
struktion der verbreiteten Meinung iiber Ausnahmebereiche in der Anwen-
dung der Grundfreiheiten weist inhaltliche Schwéchen auf, die durch eine
Untersuchung des Charakters des dispositiven Rechts, sowie der Vertrags-
verhandlungspraxis bei grenziiberschreitenden Vertrigen nachgewiesen
werden sollen. In diesem Zusammenhang ist ndmlich die Abgrenzung zwi-
schen international zwingenden Normen als alleinigen Behinderungsnor-
men und solchen, die einer Rechtswahl bzw. einer inhaltlichen Abdingbar-
keit zuginglich sind, bislang in vielen Einzelfragen nicht véllig iiberzeu-
gend geldst und, wenn nicht vollig unzutreffend, auf jeden Fall sehr pau-
schal formuliert worden’.

4 In beiden Fillen gilt die den Marktteilnehmern zur Verfiigung stehende ,,Disponibi-
litdt“ — ein anderes Recht als anwendbar zu bestimmen bzw. eine Rechtsnorm abzubedin-
gen — als hinreichend, um potentielle Beschrinkungen der Grundfreiheiten des EG-
Vertrages zu vermeiden. Dagegen s.u. § 3, § 5.

> Der Gerichtshof ging davon aus, dass eine Beschrinkung der Warenverkehrsfreiheit
des Exporteurs (in dem konkreten Fall stand die Anwendung des Art. 34 EGV in Frage)
durch die strenge franzdsische Sachméngelhaftung nicht vorlag, weil ein anderes Recht
hitte gewéhlt werden kénnen, EuGH (4lsthom Atlantique), Slg. 1991, 1-107 ff.

% Die Problematik des dispositiven Rechts als potentieller Ausnahmebereich der An-
wendung der EG-Freiheiten stellt sogar in der Arbeit den Hauptteil dar, denn die Disposi-
tion der Vertragsparteien riickt hier noch stéirker in den Vordergrund.

7 Ausfiihrlich Fetsch, Eingriffsnormen, S. 190 ff. Die fiir die Anwendung der Grund-
freiheiten bedeutungslose Unterscheidung zwischen dispositiven und zwingenden einer-
seits und zwischen national und international zwingenden Normen andererseits fithrt zu
schwerwiegenden Folgen fiir ihre Dogmatik. Siehe § 3, § 5. Zur Disponibilitit der EG-
Freiheiten, s.u. § 31, § S1I12 ¢ (1), 112 ¢ (2).



$ 1 Einleitung 3

Wie bereits hieraus ersichtlich, ist es nicht Aufgabe der Arbeit, eine in
den Spuren des Keck-Urteils des EuGH wandelnde allgemeine Kategorisie-
rung bestimmter Normen als ,kaum die EG-Freiheiten beschrinkende
Normen® oder doch ,,die EG-Freiheiten beschrinkende Normen* vorzu-
nehmen. Den Schwerpunkt bildet vielmehr die aus der Entscheidung
Alsthom Atlantique abzuleitende Problematik der zweifelhaften Reichweite
der Grundfreiheiten, welche an ihre Grenzen dort zu stoBen scheint, wo die
Rechtswahlfreiheit und die Anwendung des dispositiven Rechts einsetzen®.
Um die geschilderte Problematik darzustellen und entsprechend zu bear-
beiten, bedarf es daher zunichst einer Analyse der Rolle der Rechtswahl-
freiheit und des dispositiven Privatrechts. Die insoweit angefiihrten Bei-
spiele stammen iiberwiegend aus den Bereichen des vertraglichen Schuld-
bzw. des Handels- und Unternehmensrechts’. Anhand beider Fallgruppen
soll aufgezeigt werden, dass trotz der Moglichkeit der Rechtswahl bzw.
Abdingbarkeit dispositiver Normen bei grenziiberschreitenden Transaktio-
nen im Binnenmarkt Beschrdnkungen entstehen.

II. Zum Aufbau und Gang der Untersuchung

Die Anndherung an vorstehend umschriebene Problemstellung erfolgt in
drei Schritten. Im Ersten Teil steht die Untersuchung der ,,Ausnahmeberei-
che” im Vordergrund, insbesondere des beschrinkenden dispositiven
Rechts (Abschnitt 2), sowie der Rechtswahlmdoglichkeit als vermeintlicher
Ausweg aus den Beschrinkungen (Abschnittl). Um die Eigenart der
,,Storfille” zutreffend zu erfassen, bedarf es zunédchst einer Erdrterung der
Rolle der Rechtswahlfreiheit im grenziiberschreitenden Vertragsverkehr,

® Eine Priifung des mitgliedstaatlichen Privatrechts wird demnach abgelehnt, wo
Rechtswahlfreiheit oder Recht mit dispositivem Charakter der Parteiendisposition zur
Verfligung steht.

® Leistungsstorungsrecht, z.B. specific performance (§ 4 III 1b (1), § 8 1II 2); Haf-
tungsausschliisse bzw. -begrenzungen, z.B. action directe oder Haftung der Gehilfen (§ 3
Il 2 a, § 8 II 2); Aufrechnungsnormen, z.B. § 391 II BGB (§ 3 II 2 a); Vertragsstrafehe-
rabsetzung, z.B. Art. 1152 II CC (§ 9 I); Kiindigungsrecht im Bauwerkvertrag, z.B. § 649
BGB (§ 9 II); Handelsvertreterrecht, z.B. § 354a HGB oder Ausgleichsanspriiche (§ 3 11
1, § 8 I1I 2); Verjdhrungsnormen, z.B. Art. 1792 cc, 554 a.F. griech. ZGB (§ 31124, § 8
V); Abtretungs(ausschluss)- bzw. Klauselverbote (§ 3 II 1, II 2 a), Naturalobligationen,
z.B. §§ 762, 764 BGB, Borsendifferenz- bzw. Termingeschifte (§ 8 II 2, V); Kauf mit
Eigentumsvorbehalt (§ 4 III 2 b (1), IIT 2 b (3)). Ferner Wertpapierrecht (§ 3 II 1); Ge-
sellschafts- bzw. Unternehmensrecht, z.B. gesetzliche Wettbewerbsverbote im Recht der
Personenhandelsgesellschaften, §§ 112, 113 HGB (§ 9 III) oder Regelungen, die die Ka-
pitalbeteiligung tangieren (Vinkulierungsvorschriften, Mehrfachstimmrechte, § 9 IV).
Regelungen iiber die Verzinsung der Verbraucherkreditgeschifte (§ 3 1I 2 a); Formvor-
schriften im Beweisverfahren, z.B. Art. 1341 cc, 393 I, II griech. ZPO (§ 3 112 b).
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sowie der Rolle und Grenzen der Rechtswahlgestaltung bei den Vertrags-
verhandlungen (§ 2, § 3). In diesem Zusammenhang ist eine Erorterung der
Funktion des dispositiven Rechts bzw. seiner Annahme oder Anderung bei
den Vertragsvereinbarungen und seiner Anwendung im Vertrag erforderlich:
Einerseits werden dadurch die dogmatischen Schwichen der kritisierten
h.M. aufgezeigt, andererseits wird das Maf} der Stérung der Grundfreiheiten
im Vertragsrechtsverkehr des Binnenmarkts dargestellt (§ 4, § 5,1.V.m. § 9).

Im Mittelpunkt des Zweiten Teils der Arbeit steht, nach einer Darstel-
lung der Grundziige des Binnenmarkts und der Dogmatik der Grundfreihei-
ten des EG-Vertrags (Abschnitt 1, § 6, § 7) der Versuch, aus der Recht-
sprechung des EuGH und dem aktuellen Literaturstand beziiglich der Ver-
kehrsfreiheiten Probleme und Fragestellungen fiir das Privatrecht nachzu-
zeichnen und zu entwickeln. Der Begriff der ,,MaBnahme gieicher Wir-
kung®, sowie die Anwendung und Reichweite der Grundfreiheiten werden
hier im Hinblick auf das Privatrecht dargestellt. Gleichzeitig wird versucht,
die Vorteile einer negativen, anhand der Effizienz der Grundfreiheiten
vollzogenen Harmonisierung aufzuzeigen und eine Skizze der Grundfrei-
heitenkontrolle fiir das Privatrecht zu entwickeln (Abschnitt 2, § 8). Diese
Skizze ist anschlieBend auf das dispositive Privatrecht anhand von bei-
spielhaften Fallgestaltungen anzuwenden und diese Anwendung sodann
einer Bewertung zu unterziehen (Abschnitt 2, § 9). Anhand der eigentli-
chen Beispielsfille erfolgt somit im Zweiten Teil die Darstellung des
dispositiven Rechts im grenziiberschreitenden Verkehr als unentbehrliche
Komponente der Dogmatik der Grundfreiheiten.

Im Dritten Teil gilt es sodann, den Versuch zu unternehmen, neue Me-
thodenansitze fur die Grundfreiheitsdogmatik, sowie fiir das Recht des
Privatrechtsverkehrs im Binnenmarkt zu entwickeln. Hierbei sind die Kon-
sequenzen der Grundfreiheitenkontrolle fir das (dispositive) Privatrecht
darzustellen und insbesondere der Problematik der SchlieBung der entste-
henden Gesetzesliicken moglichst klare Grenze zu ziehen. In diesem Zu-
sammenhang ist die Bildung einer einheitlichen Wertordnung fiir den Ver-
tragsverkehr als Losung besonders hervorzuheben. Ebenfalls sind hier An-
sitze fiir die noch offenen Probleme der Dogmatik der Grundfreiheiten zu
entwickeln.

I11. Zur Bedeutung der Fragestellung bzw. zu ihrer praktischen
Relevanz

Bei der hier aufgeworfenen Fragestellung handelt es sich keinesfalls um
ein rein theoretisches Problem, fir das im Rechtsalltag kein Klarungsbe-
diirfnis besteht. Mit seinem obiter dictum in der Entscheidung Alsthom At-
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lantique hat der EuGH versucht, das Problem des beschrinkenden (zwin-
genden) Privatrechts zu I6sen, indem er dessen Losung den Marktteilneh-
mern und ihren Vertragsverhandlungen iiberlassen hat'®. Dennoch haben
die Vertragspartner an alle méglichen Beschrinkungen der Grundfreiheiten
zu denken und verschiedene IPR-Ankniipfungen in Betracht zu ziehen,
sowie alle die Verkehrsfreiheiten belastenden Normen abzubedingen, um
so ihren gesamten Spielraum auszunutzen und potentielle Belastungen des
Verkehrs zu vermeiden.

In Zukuntft ist jedoch eine Zunahme des Handelsvolumens und eine Ba-
nalisierung der grenziiberschreitenden Vertrige, sowie eine wachsende
Bedeutung des grenziiberschreitenden Verkehrs zu erwarten, was auch mit
den hohen Erwartungen an einen schrankenfreien Verkehr aufgrund der
Einfihrung des Euro zusammenhingt'!. Die Privatrechtsnormen sollten
insoweit eine grundfreiheitskonforme Basis bieten bzw. sollte der mit-
gliedstaatliche Gesetzgeber auch binnenmarktskonforme Loésungen bereit-
halten, anstatt diese Last auf die Marktteilnehmer zu delegieren. Die Un-
tersuchung geht also nicht davon aus, dass die Privatrechtsordnung ,,an
sich* verniinftig ist und es mithin nur gehoriger Anstrengungen bedarf, um
das ,richtige Recht” zu erkennen. Vielmehr geht die Untersuchung davon
aus, dass der bloBe Vertragsschlussmechanismus eine freiheitskonforme
Vertragsgestaltung nicht gewédhren kann und alle Privatrechtsnormen dem
Konformititszwang der EU-Vorgaben unterstehen. In dieser Erkenntnis
konnten sich Europarecht und biirgerliches Vertragsrecht treffen, um — wo
ndtig — ausgewogenen Schutz zu gewihren, und — wo méglich — neue Frei-
heitsrdaume zu er6ffnen.

Die schon beschriebenen Probleme der Dogmatik der Grundfreiheiten in
Verbindung mit der Méglichkeit, dispositives Recht abzubedingen und das
anwendbare Recht auszuwihlen, insbesondere die seitens der h.M. ange-
deutete Skepsis gegeniiber den Integrationsbestrebungen, bestimmen die
Vorgehensweise der vorliegenden Untersuchung. Nach der h.M. sehen sich
die Vertragsparteien ndmlich gezwungen, trotz der bei ausldndischen,
dispositiven Regelungen entstehenden Informations- und Beratungskosten,
die grundfreiheitskonformste Vertragsgestaltung zu erreichen. Falls dies
den Marktteilnehmern jedoch nicht gelingt, ist das nicht abbedungene
dispositive Recht, sowie dic zur Anwendung kommende Rechtsordnung
allerdings nicht ohne weiteres als ,harmlos® fiir die Grundfreiheiten zu be-

1% Der Gerichtshof hat die Vertragspartner des grenziiberschreitenden Vertrages dar-
auf hingewiesen, dass sie bei den Verhandlungen die ihnen offen bleibende Rechtswahl-
freiheit ausnutzen und eine andere Rechtsordnung vereinbaren mégen.

" Ein offener Handels- und Rechtsraum mit einheitlicher Wahrung erhoht die Erwar-
tungen der Marktteilnehmer auf Mobilitidt und Wohlstand. Die auslandsbezogenen privat-
rechtlichen Fiélle mit europédischer Dimension hiufen sich und die Zahl bzw. die Kom-
plexitit der grenziiberschreitenden Vertrige nimmt stark zu.
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trachten. Denn damit wire nichts anderes erreicht, als die Pflicht der Kon-
formitit mit EU-primérrechtlichen Vorgaben den Vertragspartnern als Ob-
liegenheit bei den Verhandlungen aufzuerlegen.

Natiirlich bietet der Vertrag, besonders bei expliziter Einigung der Par-
teien auf bestimmte Punkte (z.B. auf die Rechtswahl), eine ,,Richtigkeits-
gewihr” und korrespondiert mit ihrer Eigenverantwortung. Der Vertrag ist
und bleibt aber lediglich eine ,,Richtigkeitschance® fiir die Grundfreihei-
ten, wenn z.B. dispositives Recht im Vertragsalltag des Binnenmarktes
selbstbestimmungsfremd Anwendung findet'>. Man darf nicht einfach an-
nehmen, dass das Freiheitskonformititsgebot seinen Anwendungsanspruch
mit dem Vertragsabschluss einbiifit. Das Gebot wirkt auch wihrend des
Vertragsabschlusses und -abwicklung und fithrt zur Unanwendbarkeit der
fiir die Grundfreiheiten der Marktteilnehmer beschrinkenden (nicht
abbedungenen) dispositiven Normen. Mit seiner Alsthom Atlantique-These
gibt der Gerichtshof demzufolge zu, dass das Recht unfihig ist, den
Binnenmarkt zu schaffen. Der Binnenmarkt hat seine Grenzen dort, wo die
Rechtswahlméglichkeit und das abdingbare Recht beginnen. Auf diesem
Wege wird es jedoch unmoglich werden, einen von Hindernissen freien
Binnenmarkt bzw. ein aussichtsreiches Konzept fiir das europidische Ver-
tragsrecht zu schaffen. Gerade zur Erfiillung dieser Ziele will die vorlie-
gende Untersuchung einen Beitrag leisten.

2 Vgl. M. Wolf, Rechtsgeschiftliche Entscheidungsfreiheit, S.73f, 119 zur
»Richtigkeitschance“. Auch Hénn, Kompensation, S.99; Drexl, Selbstbestimmung,
S. 35 ff., 282 ff. Eingehend Heinrich, Formale Freiheit, S. 174 ff., 190 ff.



Erster Teil:

Dispositives Recht und Rechtswahlfreiheit als
Ausnahmebereiche der Grundfreiheitenkontrolle bei
grenziiberschreitenden Vertragen im Binnenmarkt






Abschnitt 1:

Die Rechtswahlfreiheit als Ausnahmebereich der
Grundfreiheiten und als Umgehung des beschrinkenden
zwingenden Rechts

~Der Staat, der die Anwendungsnorm erldsst, will den Parteien, ..., nicht verweh-
ren, den Rechisstreit unter sich auch nach beliebigen anderen Grundsdtzen zu erledi-

“

gen.
~Wenn nun die verschiedenen in Betracht kommenden materiellen Rechtsordnun-
gen in den fiir die Beurteilung des Falles mafigebenden Siitzen iibereinstimmen, so ist
Jfreilich die Ungleichheit der Anwendungsnormen bedeutungslos.“
Zitelmann, IPR 1 (1897), S. 18, 8.

Die h.M. verweist auf das obiter dictum des EuGH' im Fall Alsthom Atlan-
tigue* und vertritt die These, dass die zwingenden mitgliedstaatlichen
Normen (jus cogens) durch Rechtswahl einer anderen Rechtsordnung
kaum beschrinkend fiir die Verkehrsfreiheiten wirken. Die Begriindung
dafiir lautet, dass keine Freiheitsbeschrinkung vorliegt, wenn die Parteien
potentielle Beschrinkungen der EG-Grundfreiheiten beseitigen konnen,
indem sie die im internationalen Schuldrecht herrschende Rechtswahlmog-
lichkeit nutzen, sowie die am meisten freiheitskonforme Rechtsordnung
auswihlen®. Erheblich behindernd wirken demgegeniiber die international
zwingenden nationalen Normen (Eingriffsnormen)®,

! Zum Urteilstil des EuGH, Schulze-Osterloh, FS Zéllner, S. 1245 ff. Vgl. Everling,
EuR 1994, 127 ff.; Rortgen, Die Argumentation des Europédischen Gerichtshofs (passim);
Anweiler, Die Auslegungsmethoden (passim); Ukrow, Richterliche Rechtsfortbildung,
S. 115 ff. (zu induktiven und deduktiven Methoden des EuGH).

> BuGH (Aisthom Atlantique), Slg. 1991, 1-107, 124, Rn. 15. Vgl. Steindorff, EG-
Vertrag und Privatrecht, S. 264. Zum im Urteil gepriiften franzésischen Haftungsaus-
schlussverbot, Sonnenberger, Franzosisches Handels- und Wirtschaftsrecht, Rn. VI 53;
Ferid/Sonnenberger, Das franzésische Zivilrecht, Bd. 2, Rn. 2 G 633 f.; Cour de Cassati-
on, Dalloz Affaires 1998, 329 m.Anm. J.F.

? Aus der Sicht der Moglichkeit einer Teilrechtswahl hieBe das auch, dass diverse,
von verschiedenen Rechtsordnungen stammende Sachnormen anstelle von beschrinken-
den zwingenden Normen als anwendbar bestimmt werden kénnen. Vgl. dazu § 2 111 2,
§311b(4).

* Besonders Grundmann, Europiisches Schuldvertragsrecht, Rn. 27 ff. Ausfiihrlich
Fetsch, Eingriffsnormen, S. 144 ff., 198 ff. Dazu niher sogleich im Text § 2 IV 3.



10 Die Rechtswahlfreiheit als Ausnahmebereich der Grundfreiheitenkontrolle

Selbst in ihrem internationalprivatrechtlichen Kern hinkt aber diese
Meinung, da die Frage nach der Abgrenzung zwischen international zwin-
genden Normen und innerstaatlich zwingenden Normen, die einer Rechts-
wahl zuginglich sind, in Art. 5-7 EVU in mancher Hinsicht nicht véllig
iiberzeugend beantwortet ist’. Dabei bleibt besonders die Gefahr der In-
formationskosten und der Vertragsdisparitit bei der Abwahl des anstehen-
den Rechts unbeachtet bzw. ihre Bedeutung wird zumindest unterschitzt®.
Ferner wird beim Fehlen einer Rechtswahl regelmidBig das heimische
Recht des Exporthiandlers zum anwendbaren Recht’. Somit scheint der
grenziiberschreitende Verkehr nach dem Herkunftslandprinzip geregelt und
aufgrund eines favor offerentis-Prinzips kollisionsrechtlich leicht gestalt-
bar zu sein®. Kleine und mittlere Unternehmen als Exporteure bzw. Anbie-
ter konnen jedoch nicht immer eine giinstige Rechtswahlklausel bestimmen
oder werden selbst durch das objektiv anwendbare Recht nicht beglinstigt,
sondern sogar beschriankt oder miissen mit Schwierigkeiten bei den Ver-
handlungen ,,im Schatten ihres eigenen Rechts“ rechnen’. Demzufolge gilt
es, auch die grenziiberschreitenden Nachfrager freiheitsrechtlich zu schiit-
zen, welche als ,,passive Grundfreiheitstriger dem Recht des Vertrags-
partners unterliegen, wenn sie bei den Verhandlungen ihre eigene Rechts-
wahl nicht durchsetzen kénnen'

Unter Abschnitt 1 soll die Vermelntllche Ausnahme fiir die Grundfrei-
heitenkontrolle in den Bereichen mit Rechtswahlfreiheit kritisch iiberpriift
werden und das obiter dictum des Alsthom Atlantique-Urteils abge-
schwicht werden, indem der schon erwédhnte Ansatz beleuchtet wird, ndm-
lich die Ineffizienz und Unzulédnglichkeit der Rechtswahlmoglichkeit als
Alternative zu den fiir die EG-Freiheiten beschrinkenden zwingenden
Normen (§ 3 II). Eine umfassende Darstellung der kollisionsrechtlichen
Parteiautonomie eriibrigt sich insoweit, wichtig ist vielmehr, das Prinzip
der Parteiautonomie im Sinne des obiter dictum nur kurz zu durchleuchten,
um die Problematik fiir die Dogmatik der Grundfreiheiten fruchtbar zu ma-
chen (§ 2).

> Grundmann, a.a.0., Rn. 30. Zur kollisionsrechtlichen Harmonisierung, ebd., Rn. 45.
Vgl §21IV2,IV3, §3112.

¢ Remien, ZfRV 1995, 116, 129 und Grundmann, JZ 1996, 274, 278 f., meinen, die
Rechtswahl sei die Alternative. Dagegen aber selbst Miilber:, ZHR 159 (1995), 2, 10,
sonst ein Verfechter der Ausnahme des Privatrechts aus der Grundfreiheitenkontrolle.
Insgesamt Grundmann, Europdisches Schuldvertragsrecht, Rn. 68 f. m.w.N.

7 Zur Ankniipfung des Art. 4 EVU und zur charakteristischen Leistung, siche unten
§31la(l),§71v2.

8 Siehe nur Drasch, Herkunftslandprinzip (passim). Grundsitzlich Basedow, RabelsZ
59(1995), 1 ff. Vgl. §311a(1),§ 7IV 2.

® Siehe Basedow, FS Mestmicker, S. 347 ff.; ders., 33 CMLR 1169 ff. (1996).

'® Zur Nachfragerfreiheit siche § 7 VII,
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—, und Verkehrssicherheit 736, 163, 167

—, und Verpflichtungswille 121, 164

—, und Vertrauensprinzip 133, 150, 163,
165,167

—, und zurechenbares Verhalten 163, 168



—, Verhaltenssteuerungsfunktion 142 f.,
147

—, Warn- und Priventionsfunktion 111,
136, 153

—, Zweisichtigkeit 116, 119, 136

-, zwingende Funktion 110 f.,, 114 £,
136 £, 147,315,382

Drittlandsproblematik, -beschrankungen
232,332

Durchschnittstypus 130, /34

EG-Angleichungskompetenz 182ff., 186

-, im Vertrags- und Haftungsrecht 183, 188 f

—, Kompetenzenabgrenzung 182 f.,
185 ftf,, 251

—, und mitgliedstaatliche Kompetenzen
190 £, 290

EG- und Binnenmarktkollisionsrecht 234

EG-Privatrecht, Gemeinschaftsprivatrecht
301,388

Eigentums-, Mobiliar-, Kreditsicherheiten
98, 177

Eingriffsnormen 9 f., 21, 24 ff., 66 f.

Einstandspflicht, -gedanke 162 ff., 7163,
383

—, und Eigenverantwortung 162 ff.,
164 ff., 166 ff.

—, und Zurechnung 163, 165, 383

Einzelfallgerechtigkeit 303, 307,392

Entscheidungseinklang, -harmonie 28

Entscheidungsfreiheit 171, 175, 253, 361,
376

Erfiillungsgehilfenhaftung 68 £.

Erwartungen, Erwartungshaltungen

—, im Binnenmarkt 133 f., 135 f,, 357

essentialia negotii /76, 118, 125, 127 f.

-, dispositives bzw. zwingendes Recht
127,273

Europiische Privatrechtsvereinheitlichung
132,205

Europdischer Gerichtshof

-, als Angemessenheitskontroll-Instanz
289 f.

—, als Motor der Integration 2/8, 221

—, Einzelfallbetrachtung und Fallgruppen-
bildung 297 £, 305, 392

—, Rechtsfortbildung 290, 359, 389

—, richterliche Zuriickhaltung 785 £, 205,
218,227 ff,, 302 ff.

—, und privatrechtliche Urteile 292, 296,
3041
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Europdisierung des Privatrechts 179 f

Exportbeschrankungen 91, 241 ff., 280

Factoring-Vertrag 64

favor negotii-Maxime 18, 39, 76 f.

favor offerentis-Prinzip 10, 234, 371

Fernabsatz-Richtlinie /89

Formvorschriften 75 ff., 381

Fremdwahrungsschuld bzw. -hypothek
71, 98, 306

Garantiehaftung 763, 383

GB-INNO-Urtteil 236

Gebhard-Urteil 219

Gemeinschaftsgrundrechte 206 f., 360

—, Abwigung zu Grundfreiheiten 206 f.,
222,225

—, Arbeitnehmerfreiheit als Grundrecht
226, 226

Gerichtsstandsklausel /5, 39, 45

Geschiftsgrundlagelehre 151 f

Gesellschaftsstatut 86, 341, 368

Gesetzesumgehungsverbot 83 £., 86, 134

Gewihrleistungshaftung 257 f., 272, 294

Gleichheitsgebot 132, 364

Gleichwertigkeit der Rechtsordnungen 82,
356

Grundfreiheiten

—, als Abwehrrechte 374

—, als Garantie der Privatautonomie und
Vertragsfreiheit /22, 175 f., 180, 384

—, als grundrechtsahnlicher Schutz 206 f.

—, als Institutsgarantien /77,373 f.

—, als Kassationsregel 246, 355, 373

—, als Kollisionsnorm 234 ff., 238, 355

—, als Mittel der Rechtsintegration /85,
190 ff.

—, als objektive Werte bzw. subjektive
Rechte 167, 200, 243, 303, 314

—, als subjektive Wirtschaftsgrundrechte
90, 185, 200, 206, 206, 218, 379

—, als verfassungsrechtliche Vorgaben
166 f£.

-, Ambivalenz 180, 247 f., 295, 299, 313,
320,370

—, Anwendung, Reichweite 175, 179,
204 £, 316

-, deregulierende Wirkung 176 ff. 190 ff.,
291,384

—, Disponibilitit 90 f., 164 ff., 166 £., 379

—, Doppelansatz 193 ff., 201 f., 203 ff.

—, Drittwirkung 320, 347 f.
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—, immanente Schranken 218 ff., 222

—, Indizfunktion 791, 288, 302, 310, 374,
384

—, Konvergenz (Gleichlauf) 208 ff., 248

—, Korrektiv- und Schutzwirkung 190, 375

—, negative, passive 244 ff., 247, 371, 385

-, objektiv-integrativer Charakter 167

—, positiver Gehalt /71, 360, 365, 371 {f.

-, richterliche Liickenfiillung bzw. Norm-
bildung 374, 378

—, Staatsgerichtetheit /79, 348 £.

-, und Gemeinschaftsgrundrechte 200,
206 £., 226

—, und Selbstbestimmungsschutz 375 ff.

—, und Wettbewerbsziel 369, 378

Grundfreiheitsdogmatik 175 ff., 186 f.,
204 f., 208, 214, 248

—, offene Probleme der Dogmatik 353 ff.,
367 ff.

Grundfreiheitenkontrolle 175 ff., 179 ff.,
289 ff.

—, Priifungsschema, -skizze 210 f£., 221 ff,
227 ff,, 281, 302 f,, 303, 307,312 ff.

Grundfreiheitsabwidgung 117, 247 f., 299,
370,378

Grundrechte 200 f., 206 f.

Griindungstheorie 86, 230

Haftungsausschluss (-verbot) 68 £., 88,
266 f,, 312

Haftungsnormen, -recht 134, 177,271 f.

Handels- und Absatzvolumen 257

-, inlandische, importierte Produkte 260,
275,284

—, Verringerung bzw. Riickgang 259 f,, 287

Handelsvertreter-Richtlinie 189, 265, 374,
376

—, Ausgleichsanspruch 265 £, 266, 271,
374

Handelsvertreter-Urteil (BVerfG) 348

Harmonisierung, Harmonisierungskonzept

—, des Kollisions- und Verfahrensrechts
189

—, gegenseitige Anerkennung 220, 231 ff,
301

—, kollisions- bzw. materiellrechtliche 91

—, negative bzw. positive 179 f., 187, 191,
221, 370

Herkunftslandprinzip 10, 230 £, 231 ff.

—, als Giinstigkeitsregel 232, 233, 242

—, als Kollisionsregel 233 ff. 236, 248

Register

—, Beschriankungs- bzw. Kontrollmafstab
232,238
—, Liickenfiillung 234 ff., 248, 293, 355 f.
Immanenztheorie 343, 346 f.
Informationsdefizite 139, 143, 168 ff.,
316,383
—, Anreizfunktion und Wettbewerb 143,
145 f£.
—, Ausgleichsmechanismus 141 ff., 168,
314, 316
—, Informationsaustausch 142 f., 146 f.,
168, 373
Informations-, Aufkldrungspflichten /20,
151,146 1, 168, 171,272,275, 311
Informationsfreiheit 226 £
Informationskosten 10, 20, 74, 139 ff.,
168, 285
Informationslast 141, 146
Informationsmodell im Binnenmarkt /47,
151,171,373
Informationsstand 141 ff., 143 f., 146,
168, 315 £.
—, informationelle Selbstregulierung
" 144 ff, 146 £.
—, Kenntnis der Rechtsfolgen 140 ff.,
168 ff., 383
inlﬁndergleichbehandlung 177 £, 202, 257
—, formelle 178, 196, 202, 258, 259 f.
-, kollisionsrechtliche 236 f., 237
—, und Kapitalbeteiligung 345
Inldnderdiskriminierung 207, 238 ff.,
368 f.
—, Wettbewerbsverzerrungen 239 f.,
368 £, 391
Inlandstatbestand 196 f., 197, 252 ff.
—, Gleichberiihrung In- und Ausldnder
198 £, 202, 252 ff., 257 £, 263, 323 £, 385
—, und Auslandsbezug 232, 259, 261
Institutionenokonomik 147, 272, 315
Integration, Integrationsprozess
—, richterliche Zuriickhaltung 782, 205,
295,302
—, 6ffentliches und Privatrecht /78, 179, 389
Integrationslogik 236, 303-305, 307, 316
Interessen-, bzw. Wertungsjurisprudenz 392
Internationales Privatrecht 236, 237
Kapitalgesellschaftsrecht 344 ff., 349, 368
Kapitalverkehrsfreiheit 214, 216, 341, 345
Kauf mit Eigentumsvorbehalt /26, 311
Kaufménnisches Bestitigungsschreiben 57



Kautelarjurisprudenz, Kautelarjurist 58,
179,390

Keck-Rechtsprechung 187, 193 ff., 199,
263,273 f.

—, als Begriffsjurisprudenz 204, 264 ff.,
267

—, als Kehrtwende 193 ff., 195

-, »,Angst“ vor der VerhéltmismaBigkeits-
kontrolle 205, 227, 296

—, Beschrankungsbegriff 262 ff., 273 f.

—, Integrationsmodell 181 f, 187 £.

—, Konkretisierung bzw. Fortbildung der
Keck-Formel 263 f., 269, 273 £.

—, primérrechtliche Legitimation 267 f.

—, Subsidiaritétsprinzip 185 ff., 189 f.

—, Ubertragbarkeit 209, 217, 263, 267 ff.,
268

—, Ubertragung auf die Nachfragerfreiheit
241,247

Klauselkontrolle 72 £, 88 f.

Kleine und mittlere Unternehmen 10,
144 ff.,, 147, 152, 299, 322,375 {.

Koestler-Urteil 75, 265, 311

Kohirenz nationaler Privatrechtsordnun-
gen 181,292 f., 297, 304, 386

Konkordanz (praktische)

—, zwischen EG-Angleichungs- und staat-
lichen Regelungskompetenzen 290, 269

—, zwischen Grundfreiheitspositionen 372

Kosten als Freiheitsbeschrankung 285

—, Beratungskosten 139 ff., 145, 179

—, Transaktionskosten 139 f., 168, 256

—, Verhandlungskosten 139 ff., 145, 168

Krantz-Urteil 311

Kreditinstitute 65, 68

Kiindigungsrechte 257, 288, 338 ff.

Landesoffnungszeiten 267, 270 £, 300

Leistungsstorungsrecht 118, 133, 148,
333,338

lex fori (Heimwirtsstreben) 43 ff., 44, 381

lex mercatoria 21 f., 45 f., 80, 293

lex privata (lex contractus) 114, 382

Marketing-Mix, Euro-Marketing 201,
253 £, 261

Marktabschottung 203, 256, 269, 368

Marktgleichheit, Marktséffnung und Of-
fenhaltung der Mirkte 184, 188, 201,
376,384

Marktteilnehmer im Binnenmarkt 303

Register
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—, Fiktion eines ,,durchschnittlichen bzw.
»objektiven* Marktteilnehmers 112,
287,377,386

Marktzugang, -zutritt 196, 201, 215, 261,
376,384

—, Abschreckung vor 258, 261, 317, 322,
382

—, Auslandsbezug 232, 240 1., 258 ff., 261

—, Marktzutrittsschranken 139, 211, 262,
382

MaBnahme gleicher Wirkung 1, 4, 250

—, dispositives Recht 250 ff., 262 ff.,

267 ff., 302 ff.

—, Kostenerhohung bzw. -aufwand 799,
253 f

—, produkt- und vertriebsbezogene 195,
204,273

—, Umstellungsaufwand 799, 266, 283 ff.,
287 f.

Mindestharmonisierung 65, 85, 189, 191,
231, 289

mitgliedstaatliche Interessen bzw. Beson-
derheiten

~, soziokulturelle 231, 291, 299 ft., 300,
310

—, soziookonomische 267, 291, 299 ff.

mitgliedstaatsfreundliche Auslegung 358

Nachfrager- bzw. Abnehmerfreiheit 237,
244 ff.

Naturalerfiillung 77, 118, 264 f.

naturalia negotit /16, 125, 127 f., 273

—, dispositives bzw. zwingendes Recht
127,273

Naturalobligation 377

neutrales Recht 79, 381

Nichtabbedingung (dispositiver Normen)

—, Einstandspflicht 162 ff., 383

—, Grundfreiheitsbeschriankung 100, 160,
165

—, Willenserkldrungsfiktion 706, 156,
157 £,170

Niederlassungsfreiheit 209 f., 212 ff.,
214 £, 269

Obliegenheitsverletzung 156, 159 f., 160

Okonomische Analyse des Rechts 140 ff.

Okonomische Vertragstheorien 141

—, Spieltheorie 141 f., 286

Ordre public 25 f,, 311, 356

Parteiautonomie 28, 32, 90, 380

Pauschalreise-Richtlinie 277
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Personenhandelsgesellschaften 340 ff.

Preis (als Produktmerkmal) 271

Privatrecht

—, als Beschrankung 176 ff., 252 ff., 257,
273 1.

—, als Kostenfaktor 140 f., 196, 258, 262,
271 ff.

-, als Marktverhaltensrecht /96, 256, 258
—, als Rahmenbedingung des Marktes 196,
232,2571,262 1,273,276 1., 385

—, als ,,Umfeldregelungen‘ 257, 262,
270 ff., 385

—, als Verkaufsmodalitit 262 ff., 264 ft.,
270 ft.

—, ,,Doppelfunktionalitat 298, 307 f., 384

-, gemeineuropdischer Kern von Prinzi-
pien und Wertungen 301, 360 f., 367,
371, 386, 389

~, Individual- und Gruppeninteressen-
schutz 83, 294, 300, 386

—, produkt- bzw. leistungsgestaltende
MaBnahme 177, 195 £, 256, 262,
268 £., 270 ff.

—, und Binnenmarktrelevanz 176 f., 180 f.

—, und endogene Legitimitit« 296

—, und Interessenabwigung 294 f., 297, 300

—, und Systematik 181, 185 £, 292 ff.,
306,317

Privatrechtslogik 236, 295, 303-305, 307,
316

Produkthaftpflichten 120, 193

Produkthaftung 177

Rechte- und Pflichtenverteilung 126, 372,
382,392

Rechtfertigungsgriinde 218 ff., 224, 369

—, Allgemeininteresse, Allgemeinwohl
219,223 f.

—, Gemeinschaftsmafstab, -prirogative
222 ff., 224 £, 229 ff., 349

-, Konkordanz zwischen Integration und
Schutzpolitik 2719, 221, 224

—, legitime Staatsinteressen 222, 224

—,und Art. 30 EG 218, 222, 225, 302

—, wirtschaftliche Interessen 278, 222 f.,
301

Rechtfertigungspriifung 218 ff., 227 ff
328 £, 303

Rechtsangleichung /82, 221

Rechtsfindung 353 ff., 359 £, 374, 386,
391

Rechtsfolgenirrtum /62, 168

Rechtsfortbildung 354, 358, 366, 386, 389

Rechtssicherheit 162, 296 ff., 301, 383, 392

Rechtsunterschiede bzw. ausldndisches
Recht 74, 83, 117, 229 £., 256, 287, 288,
381

—, als Anderung des Vertriebssystems
bzw. der Vertragsgestaltung 177, 198 f.,
253 £, 256,319

—, als rechtlicher Zwang 192, 253 f., 256,
384 f.

—, Auswirkung auf In- und Ausldnder 196,
202

Rechtsvergleichung 82, 292 .

Rechtswahl

-, Hmtum* des ,,weniger belastenden®
Rechts 78 ff.

-, ,,Vehikel“ beschrinkender Sachnormen
10, 65

—, anféngliche, nachtrégliche 15, 17 f.,
39f,42

-, Beschriankungsumgehung 14, 28, 74,
79, 87 ff.

-, besondere Rechtswahlgestaltung 14,
18-20,47 f.

—,durch AGB 11, 14, 34, 48, 49 f., 53, 94

—, hypothetischer Rechtswahlwille 15, 30,
35¢, 55

--, Missachtung, Unterstellung, Vereite-
lung 31 ff.

—, Rechtssicherheit und Voraussehbarkeit
13, 81

—, stillschweigende, konkludente 14 ff.,
321f,351

-, —, Konkludenzindizien 135, 33, 34, 36, 41

—, Unterlassen einer 27 ff.

-, vor dem Gericht, im Prozess 17, 40, 380

—, Wirksamkeit und Zuléssigkeit 12, 39

Rechtswahlbewusstsein

—, im Prozess, in Vertragsverhandlungen
41, 57

Rechtswahleinschriankung 21 ff., 25 f., 39,
60 f., 84,91 f., 381

Rechtswahlfreiheit 11 ff.

—, als ,,Gemeinschaftsphilosophie“ 83 ff.,
92

—, Beschrankungsumgehung 72, 27 ff.,
58 ff,, 73, 86 ff., 379

—, Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit
13 ff,, 67



-, und Herkunftslandrecht 58 ff., 92

—, und Rechtswahlmoglichkeit 48 ff.

Rechtswahlgestaltung 14 ff., 94

Rechtswahlwille

-, und Erkldrungsbewusstsein 42 £, 52 f.,
381

-, Zurechnung und Klarstellung 50, 54 ff.

—, Zustimmungserklarung 51, 53, 94

Regelungskompetenz /91, 260, 291 f.

—, Wirkung auf die Marktteilnehmer vor
dem Marktzugang 115, 258 1., 260,
286 1,291 £.

Rosinenpicken 38, 84, 87, 129, 243, 380

Sachmingelgewihrleistung /48, 257 £,
266

Schiedsgericht 23, 46

Schiedsklausel 46

Schutz des Schwicheren 361

Schutz-, Neben- und Verhaltenspflichten
119 f.

Schweigen

—, als zurechenbares Verhalten 163, 168

—, heteronome bzw. autonome Rechtsfol-
gen 162 ff.

-, im kaufménnischen Verkehr 57, 157

—, konkludentes, schliissiges /56 ., 158

—, mit Erkldrungswirkung 157, 159

—, positive, negative Rechtsfolgen 157

Selbstbestimmungsprinzip 136, 166

—, informationelle Selbstbestimmung 144 ff.

—, und vertragliche Bindung 122, 151, 168

-, Vertrauens- bzw. Verkehrsschutz /62,
164 ff.

—, willentliche Selbstbestimmung 164,
165, 166

Sitztheorie 86, 215, 230, 231, 307

Sonntagsverkaufsfille 194, 270 f., 300

specific performance 77, 118, 134

Spiel- und Differenzgeschift 177

Statutenwechsel 18, 60

Subsidiarititsprinzip 182 ff,, 393

—, als politische Frage /82, 185 ff.

—, Durchsetzbarkeit und Justitiabilitit 183,
187

—, Grundfreiheiten 183, 185 ff., 189 f.,
205,267 f

—, Kompetenzausiibungsregel 182 ff., 205,
384

—, und Biirgernihe 289 ff.
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—, und richterliche Rechtsangleichung
183,189 £.

Substantiierung der Beschrinkung 250 ff.,
257,274 ff., 283 ff,, 385

—, bewegliches System von Kriterien
281 ff., 385

~, Finalitit bzw. Zwecksetzung der Maf3-
nahme 279 ff., 348

—, hypothetische, potentielle bzw. mittel-
bare Auswirkung 257, 262, 275 ff., 276

—, splirbare Auswirkung (Spiirbarkeit)
257,277 ff.

Tabakwerbeverbot-Urteil 211, 183

Termingeschifte 265

Torfaen-Urteil 205, 294

Treu und Glauben /09, 120, 361

Treuepflicht des Gesellschafters 340 ff., 346

Typenbildung, Typisierung 131, 357 £.

—, im Binnenmarkt /31, 132, 133 ff.

—, typische Interessenkonstellation 125 £.,
1351

Typus, Leitbildtypus 123 £, 131 ff,, 357,
359

-, Auslegungs-, Liickenfiillungshilfe 133,
362 ff.

—, Haufigkeitstypus 124, 132, 358, 362

—, Herauskristallisierung 363 f., 367, 386

-, konkrete, typisierte Denkfigur 130, 734,
377

—, normaltypische Gerechtigkeit 7128,
130 f,, 135

—, Normstrukturtypus /24, 358, 362

—, Offenheit /335, 362 ff., 366, 367, 386

—, Typenlehre, Leitidee des Typus /23,
126, 134

-, typologische Zuordnung (Typenver-
gleich) 132

—, und Interessenwertung 125 f., 128

—, Verbindlichkeit des 127 ff., 132

Ubermafiverbot 220

UNIDROIT Principles 132 f.

UN-Kaufrecht 47, 77, 118 f, 132 f, 309 f

Verbraucher(leit)bild 230 £, 287

Verbrauchergiiter(kauf)-Richtlinie 77,
189,308 1.

Verbraucherschutz 189, 376

—, als zwingende Sonderankniipfung 23 f.

—, und Giinstigkeitsprinzip 24, 232

Verhaltenssteuerung 142 f., 147, 164, 258
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VerhiltnisméiBigkeitskontrolle 218 ff.,
302 f, 308

—, abgeschwichte 228 ff., 294, 300, 307,
386

—, als Ermessenskontrolle 304 f.

—, als Giiterabwigung 218 ff., 222, 224,
227,239f1, 262, 283,290 £., 306 f.

-, ,»,Angst“ vor der 205, 227, 304, 358

—, dogmatische Einordnung 218, 227, 303,
307

-, dreistufige 219 £., 220, 230

—, im Einzelfall 221, 282, 306 £.

—, Legitimationszwang bzw. Konformi-
tatsgebot fiir mitgliedstaatliche Inter-
ventionsinteressen 279 f, 221 f., 224 f.,
290, 294

—, mangelnde Wertungen 229 f., 296 ff.,
299, 301

—, Orientierungshilfe fiir die Gerichte 228,
229 f.

—, soziokulturelle Aspekte 228, 237, 304,
305

-, gesetzgeberischer Ermessensspielraum
220 ff,, 291, 299, 302

—, und Rechtsunsicherheit 220, 222, 229

—, Wertungssuche der EuGH-Judikatur
2291, 231, 283,300 £, 330, 339, 349,
386

—, Widerspriiche der EuGH-Judikatur
227 ff., 282

VerhaltnismaBigkeitsprinzip, -gebot

—, als Doppelbeschrankungsverbot 220,
223,231 1f, 233, 269

Verjahrungsfristen 294, 308 ff.

Verkaufsmodalitdten /77, 195, 208,

262 ff., 272 f.

-, Einordnung des Privatrechts als 262,
270 ft.

—, und EuGH-Rechtsprechung 270, 273 f.

Verkaufsprospekt-Richtlinie 277

Verkehrsleitbilder 123 £, 335 £, 357

—, gemeineuropdische Projekte 359 f., 367

—, Konkretisierung der Gerechtigkeitsidee
123 f.

—, typisierte Denkfiguren 377

—, Typisierung legitimer Erwartungen
3571,386f.

—, und Liickenfiillung 357 ff., 362 ff., 386

Verkehrssicherheit und Verkehrsschutz
162 ff.

-, Haftung fiir das ,,Erklarte” 162 f., 165

—, und Selbstbestimmung 736, 163 f.

Verkehrssitten 114, 359, 389

Verpflichtungswille

—, und Selbstbestimmung 164 f., 168

—, und Selbstverantwortung 90 f., 164 £.,
166 f.

Versicherungs-Richtlinie 227

Versicherungsvertragsrecht 233, 237, 256

Vertrag (als Richtigkeitsgewihr und Rich-
tigkeitschance) 170, 171, 263

Vertragsunvollstindigkeit 155 f.

Vertragsabwicklung 258, 260, 385

Vertragsauslegung, erganzende 102, /14,
155, 160

—, und Grundfreiheitenkontrolle /617, 359,
3651

Vertragsdauer 338 f.

Vertragsgestaltung 148

—, freiheitskonforme 5, 11, 18, 36, 39, 56,
142,379

—, informationsgerechte 139 ff., 142 £,
144

Vertragsgestaltungsfreiheit 148, /65

Vertragshindlervertrag 322

Vertragsliicke 155, 160

Vertragsliickenfiillung 156, 161, 364 ff.,
386

Vertragspartner, Binnenmarktsakteur

—, (typisierte) Erwartungen 128 ff., 142 f,
357

Vertragsspaltung (dépegage) bzw. Teil-
rechtswahl

—, Abspaltbarkeit, materielle Harmonie
16 1, 36 ft.

—, Beschrinkungsumgehung 16 ff., 27,
36 ff., 76 ff.

—, grofle und kleine Vertragsspaltung 37 f.

Vertragsstrafeherabsetzung 321 ff., 332 ff.

—, Herabsetzungskriterien 321, 329

—, ihr Fehlen als Beschrénkung 333, 373,
374

—, im kaufméannischen Verkehr 322, 334

—, Inhaltskontrolle von Strafklauseln 326,
334

—, Kumulation mit Erfiillungsanspruch
325 £, 329

—, Schadensersatzpauschale 77 f., 326,
329 ff.

Vertragstypus, Vertragsleitbild 335 f.



—, im Binnenmarkt /32, 134 ff., 337, 358,
367

—, mitgliedstaatlicher 134 ff., 337, 367

Vertragsverhandlungen

—, Einfluss des dispositiven Rechts 140 £.,
147 f.

-, Ungleichgewicht 139 ff., 144 ff.

—, Verhandeln und Aushandeln 148 ff.

—, zweckrationales Handeln und Verhalten
139

Vertrauenserwartungen 117, 133 ff,, 142 .

Vertrauensprinzip, Vertrauensschutz 133

Vertriebsregelungen, Vertriebssystem

—, als Freiheitsbeschrankung 198, 208,
258, 262

—, Anpassungszwang /91, 198 f., 251,
253,261

Verweisungsvertrag 12, 28, 65

Vollmachts- bzw. Vertretungsrecht 60 ff.

Vorabentscheidungsverfahren 282, 292,
308

Vorhersehbarkeit (als Mittel zur Rechtssi-
cherheit und Gerechtigkeit) 297

Wechselrecht 62 ff.

Werbefreiheit 217

Werbeverbote, Werberecht 177, 199, 201,
261

—, Werbung 797, 211, 252,253

-, und Keck-Formel 270, 273

Wertordnung 353 ff,, 360 £, 371, 386

-, Wertungssystem im Binnenmarkt 373

Register
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Wertungsdefizite 289 ff.

Wertungsdivergenzen 128 £, 165, 205

Wertungswiderspruch bzw. -gleichklang
306, 386

Wettbewerb der Rechtsordnungen 78, 81,
92,233, 243, 306, 368, 381, 393

Wettbewerbsbedingungen 185, 188
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